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zu unserer diesjährigen ordentlichen Hauptversammlung  
am 13. Mai 2026, 10:00 Uhr, in der Philharmonie Essen,  
Huyssenallee 53, 45128 Essen, laden wir Sie herzlich ein.  
Über Ihr Kommen würden wir uns sehr freuen. Für die Zusammen­
kunft haben wir folgende Tagesordnung vorgesehen:

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des Lageberichts 
des Vorstandes und des Berichts des Aufsichtsrates für das 
Geschäftsjahr 2025

	 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres­
abschluss gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist daher 
zu diesem Punkt der Tagesordnung keine Beschlussfassung 
vorgesehen.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
für das Geschäftsjahr 2025

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn 
von 14.976.000,00 € zur Ausschüttung einer Dividende von 
1,00 € je dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden 
und einen etwaigen verbleibenden Restbetrag in die anderen 
Gewinnrücklagen einzustellen. 

	 Der Vorschlag wird durch die Beträge für die Ausschüttung 
und die Einstellung in die anderen Gewinnrücklagen konkretisiert, 
wenn die Zahl der eigenen und damit nicht dividendenberechtig­
ten Aktien im Zeitpunkt der Hauptversammlung feststeht.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  
des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2025 amtierenden Mitgliedern des Vorstandes für diesen 
Zeitraum Entlastung zu erteilen.



3

	 Zur Entlastung stehen folgende Vorstandsmitglieder an:

	 1.  Dr. Thomas A. Lange (Vorsitzender)
	 2.  Dr. Markus Guthoff (stellvertretender Vorsitzender)
	 3.  Dr. Sebastian Kuhlmann

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2025

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2025 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrates für diesen 
Zeitraum Entlastung zu erteilen.

	� Zur Entlastung stehen folgende Aufsichtsratsmitglieder an:

		  1.	 Reinhold Schulte (Vorsitzender)
		  2.	 Friedrich P. Kötter (stellvertretender Vorsitzender)
		  3.	 Prof. Dr. Denefa Bostandzic (seit dem 14. Mai 2025)
		  4.	 Birgit Elsner
		  5.	 Bernd Franken
		  6.	 Michael Häger
		  7.	 Andreas Paul
		  8.	 Daniela Römer
		  9.	 Prof. Dr. Franca Ruhwedel (bis zum 14. Mai 2025)
		 10.	 Prof. Dr. Bernd Wassermann

5.	 Ermächtigung zur Ausgabe von hybriden Schuldver
schreibungen, die die Anforderungen an die aufsichtliche 
Anerkennung als zusätzliches Kernkapital (Additional  
Tier 1 Capital – AT1 Capital) erfüllen

	 Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung vom 
9. Mai 2023 erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von hybriden 
Schuldverschreibungen, die die Anforderungen an die aufsicht­
liche Anerkennung als zusätzliches Kernkapital (Additional 
Tier 1 Capital – AT1 Capital) erfüllen, ist bis zum 30. April 2027 
befristet. Da die Hauptversammlung im Jahr 2027 nach diesem 
Zeitpunkt geplant ist, bedarf es zur ununterbrochenen  
Aufrechterhaltung der vorgenannten Ermächtigung bereits  
in der diesjährigen Hauptversammlung einer entsprechenden 
Beschlussfassung.
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	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

	 Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 31. Mai 2030 einmalig 
oder mehrmals hybride Schuldverschreibungen mit oder ohne 
Laufzeitbegrenzung zu begeben. Diese müssen den Voraus­
setzungen der europäischen Gesetzgebung entsprechen, unter 
denen das auf hybride Schuldverschreibungen eingezahlte 
Kapital dem zusätzlichen Kernkapital zuzurechnen ist.

	 Der Gesamtnennbetrag der im Rahmen dieser Ermächtigung 
auszugebenden hybriden Schuldverschreibungen darf insge­
samt 50 Millionen € nicht übersteigen.

	 Bei der Ausgabe der hybriden Schuldverschreibungen durch 
die NATIONAL-BANK AG steht den Aktionären grundsätzlich 
das gesetzliche Bezugsrecht zu. Der Vorstand wird jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugs­
recht der Aktionäre auszuschließen, soweit die hybriden 
Schuldverschreibungen gegen Barzahlung ausgegeben  
werden und obligationsähnlich ausgestaltet sind, das heißt, 

	 (i)	� keine Mitgliedschaftsrechte in der NATIONAL-BANK AG 
begründen, 

	 (ii) 	� keinen Anteil am Liquidationserlös oder Gewinn der 
NATIONAL-BANK AG gewähren und 

	 (iii)	� die Höhe der Verzinsung nicht auf der Grundlage der 
Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder 
der Dividende der NATIONAL-BANK AG berechnet wird. 

	 Außerdem muss in diesem Fall der Ausgabepreis (Verzinsung 
und Ausgabebetrag) der hybriden Schuldverschreibungen den 
zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 
entsprechen bzw. darf diese nicht wesentlich unterschreiten.

	 Soweit der Vorstand von der vorstehenden Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses keinen Gebrauch macht, ist er 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates Spitzen­
beträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, 
von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen.
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	 Der Vorstand wird sorgfältig prüfen, ob der Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre im Unternehmens- und damit 
auch im Aktionärsinteresse liegt. Auch der Aufsichtsrat erteilt 
seine erforderliche Zustimmung nur dann, wenn diese Vor­
aussetzungen nach seiner Einschätzung gegeben sind. Im Fall 
der Ausnutzung der vorstehenden Ermächtigung wird der Vor­
stand in der nächsten Hauptversammlung darüber berichten.

	 Die hybriden Schuldverschreibungen können auch von durch 
den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der Ver­
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären anzu­
bieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts­
rates die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 
einer Emission, insbesondere Volumen, Zeitpunkt, Zinssatz 
und Ausgabekurs, festzulegen.

	 Die durch die Hauptversammlung vom 9. Mai 2023 erteilte, 
bis zum 30. April 2027 befristete und bislang nicht ausgenutzte 
Ermächtigung zur Ausgabe von hybriden Schuldverschreibungen 
wird auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser neuen 
Ermächtigung aufgehoben, soweit sie nicht zuvor ausgenutzt 
wird.

	 Der Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung gemäß  
§ 221 Abs. 4 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 AktG ist im Anschluss 
an diese Tagesordnung abgedruckt und ab der Einberufung 
der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.national-bank.de/hauptversammlung2026  
zugänglich.

6.	 Wahlen zum Aufsichtsrat

	 Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern; davon sind 
nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 Aktiengesetz und §§ 1 Abs. 1 
Ziffer 1, 4 Abs. 1 Drittelbeteiligungsgesetz drei Mitglieder 
Vertreter der Arbeitnehmer. 
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	 Die nachfolgenden Wahlvorschläge des Aufsichtsrates 
stützen sich auf die Empfehlungen des Präsidialausschusses 
und streben die Erfüllung des vom Aufsichtsrat erarbeite­
ten Kompetenzprofils an. Der Aufsichtsrat geht auch nach 
Rücksprache mit den Kandidaten davon aus, dass sie den 
zu erwartenden Zeitaufwand für die Aufsichtsratstätigkeit 
werden aufbringen können.

	 Die Amtszeit des von den Aktionären gewählten Aufsichtsrats­
mitglieds Reinhold Schulte endet turnusmäßig mit Ablauf der 
diesjährigen Hauptversammlung. Er steht für eine Wiederwahl 
nicht zur Verfügung. Ferner hat Prof. Dr. Bernd Wassermann 
sein Mandat zum Ende dieser Hauptversammlung vorzeitig 
niedergelegt. Turnusmäßig endet das Mandat erst zum Ende 
der ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2028.

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor,

	 6.1	� Eckhard Forst, wohnhaft in Meerbusch, ehemaliger  
Vorsitzender des Vorstandes der NRW.BANK, Düsseldorf,

		�  zum Mitglied des Aufsichtsrates bis zum Ende der  
im Jahr 2029 stattfindenden ordentlichen Haupt­
versammlung zu wählen und

	 6.2	 anstelle von Prof. Dr. Bernd Wassermann

		�  Dipl.-Kfm. Raimund Röseler, wohnhaft in Brühl,  
ehemaliger Exekutivdirektor Bankenaufsicht der  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bonn, 

		�  zum Mitglied des Aufsichtsrates bis zum Ende der  
im Jahr 2028 stattfindenden ordentlichen Haupt­
versammlung zu wählen.

		  Weitere Angaben über die zur Wahl vorgeschlagenen  
	 Personen sind im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt.

		�  Es ist beabsichtigt, die Wahlen der Aufsichtsrats­
mitglieder als Einzelwahlen durchzuführen.
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	 7.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2026

		�  Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses 
schlägt der Aufsichtsrat vor, die PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2026 zu wählen. 

		�  Weitere Angaben über den zur Wahl vorgeschlagenen  
Abschlussprüfer sind im Anschluss an die Tagesordnung  
abgedruckt.

 
Ergänzende Erläuterungen zu Tagesordnungspunkt 5 – 
Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung gemäß 
§ 221 Abs. 4 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 AktG:

Die Eigenmittelanforderungen der europäischen Capital Require­
ments Regulation (EU-Verordnung 575/2013 – CRR) verlangen, dass 
Banken über eine angemessene Eigenmittelausstattung verfügen. 
Für die Anerkennung zusätzlichen Kernkapitals (AT1 Capital) 
enthält die CRR spezifische Regeln, wonach Banken Anleihen mit 
besonderen aufsichtsrechtlich vorgegebenen Eigenschaften zur 
Sicherstellung einer potenziellen Verlustteilnahme emittieren 
können (hybride Schuldverschreibungen). Solche Instrumente 
können neben dem sogenannten harten Kernkapital (Grundkapital  
und Rücklagen) eine sinnvolle Ergänzung der Eigenmittelaus­
stattung der NATIONAL-BANK AG darstellen. Über die Eigenmittel­
anforderungen der CRR hinaus kann die Aufsichtsbehörde bei 
Bedarf institutsspezifisch zusätzliche Eigenmittelanforderungen 
festlegen, die anteilig mit zusätzlichem Kernkapital erfüllt werden 
können. Im Sinne einer umsichtigen Geschäftsführung sollte die 
NATIONAL-BANK AG über den erforderlichen Handlungsspielraum 
verfügen, damit sie bei Bedarf zu günstigen Konditionen gemäß 
der jeweiligen Marktlage hybride Schuldverschreibungen zur 
Erfüllung regulatorischer Eigenmittelvorgaben begeben kann. 
Allein hierzu dient die Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 5.

Die dem Vorstand eingeräumte Möglichkeit, das Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrates auszuschließen, 
steht, wie nachfolgend näher begründet wird, im überwiegenden 
Interesse der NATIONAL-BANK AG.
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1.	 Verbesserung der Eigenmittelstruktur in Übereinstimmung  
mit regulatorischen Vorgaben und Nutzung günstiger  
Refinanzierungsmöglichkeiten

	
	 Eine angemessene Ausstattung der NATIONAL-BANK AG  

mit regulatorischen Eigenmitteln bildet die Basis für ihre 
geschäftliche Tätigkeit. Durch einen Bezugsrechtsausschluss  
wird die erforderliche Flexibilität geschaffen, rasch und 
gezielt interessierte Investorenkreise anzusprechen und 
günstige Marktverhältnisse für die Begebung von hybriden 
Schuldverschreibungen zu nutzen. Zugleich wird das Platzie­
rungsrisiko für die NATIONAL-BANK AG deutlich minimiert. 
Bei Emissionen unter Wahrung des Bezugsrechts besteht  
die Gefahr, dass sich die vorab festgelegten Konditionen bis 
zum tatsächlichen Zeitpunkt der Platzierung als nicht mehr 
marktgerecht erweisen, da sich Markteinschätzungen  
innerhalb der gesetzlichen Bezugsfrist verändern können. 

	 Eine Emission mit Bezugsrechtsausschluss versetzt die 
NATIONAL-BANK AG hingegen in die Lage, einen günstigen 
Zuteilungszeitpunkt vergleichsweise schnell und flexibel  
zu nutzen. Praktische Erfahrungen verdeutlichen, dass bei 
Emissionen von Finanzinstrumenten mit Bezugsrechtsaus­
schluss in der Regel bessere Konditionen erreicht werden 
können, da durch die auf diese Weise mögliche sofortige 
Platzierung preiswirksame Risiken zulasten der Gesellschaft 
vermieden werden. Denn während bei Bezugsrechtsemissionen 
gemäß den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen eine 
mindestens zweiwöchige Bezugsfrist einzuhalten ist, kann 
der Ausgabepreis bei einer Emission ohne Bezugsrecht erst 
unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden. Dadurch 
kann ein erhöhtes Kursänderungsrisiko vermieden und der 
Emissionserlös ohne Sicherheitsabschläge im Interesse aller 
Aktionäre optimiert werden.

	 Bei richtiger Einschätzung der Marktgegebenheiten können 
durch die Möglichkeit, den Emissionszeitpunkt flexibel fest­
legen zu können, zusätzliches Kernkapital für die NATIONAL-
BANK AG und zugleich eine niedrigere Belastung durch 
Zinsaufschläge generiert werden. Insgesamt ermöglichen 
Emissionen unter Ausschluss des Bezugsrechts generell eine 
deutlich günstigere Kapitalbeschaffung beziehungsweise 
Refinanzierung im Vergleich zu Bezugsrechtsemissionen. 
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2.	� Reaktionsmöglichkeit auf zusätzliche Eigenmittelanforderungen 
der Aufsichtsbehörden 

	� Wie einleitend dargestellt, sind die Aufsichtsbehörden 
berechtigt, anlassbezogen über die Anforderungen der CRR 
hinausgehende Eigenmittelanforderungen, etwa im Rahmen 
von Bankenstresstests, anzuordnen. Hybride Schuldverschrei­
bungen können in einem solchen Fall, je nach der konkreten 
aufsichtlichen Anforderung, geeignete Instrumente zur  
Erfüllung solcher Eigenmittelanforderungen darstellen.  
Dieser Sachverhalt ist für die NATIONAL-BANK AG derzeit 
zwar nicht relevant, im Sinne einer gewissenhaften und um­
sichtigen Geschäftsführung soll sie aber in der Lage sein,  
bei Bedarf schnell und flexibel entsprechende Schuldver­
schreibungen zu emittieren. Bei Bestehen eines Bezugsrechts 
wäre dies unter Umständen nur zu äußerst ungünstigen 
Konditionen möglich.

3.	 Keine wesentliche Beeinträchtigung der Aktionärsinteressen  
bei Ausgabe von hybriden Schuldverschreibungen 

	 Voraussetzung für die Zulässigkeit des Bezugsrechtsaus­
schlusses ist zum einen, dass die hybriden Schuldverschrei­
bungen obligationsähnlich ausgestaltet sind, also 

	  
(i) 	� keine Mitgliedschaftsrechte in der NATIONAL-BANK AG 

begründen, 
	 (ii)	� keinen Anteil am Liquidationserlös oder Gewinn der 

NATIONAL-BANK AG gewähren und 
	 (iii)	�die Höhe der Verzinsung nicht auf der Grundlage der  

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder  
der Dividende der NATIONAL-BANK AG berechnet wird 
(keine gewinnorientierte Verzinsung).  
 
Dabei liegt eine Beteiligung am Liquidationserlös im Sinne 
von lit. (ii) auch dann nicht vor, wenn die hybriden Schuld­
verschreibungen keine feste Laufzeit aufweisen und eine 
Rückzahlung nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörden 
zulässig ist. Im Rahmen der Festlegung der Verzinsung 
nach lit. (iii) kann vorgesehen werden, dass diese vom  
Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns 
oder einer Dividende abhängig ist und Zinsen nur aus 
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ausschüttungsfähigen Posten nach Maßgabe des im 
Zeitpunkt der Ausgabe der hybriden Schuldverschreibungen 
oder der beabsichtigten Zinszahlung geltenden Rechts 
gezahlt werden dürfen (gewinnabhängige Verzinsung). 
Mithin wird durch die Ausgabe der hybriden Schuldver­
schreibungen weder das Stimmrecht noch die Beteiligung 
der Aktionäre an der Gesellschaft und deren Gewinn 
verändert oder verwässert. Zugleich verbriefen hybride 
Schuldverschreibungen keinen Anteil am Wertzuwachs 
der NATIONAL-BANK AG.

		�  Allerdings enthalten diese zur Erfüllung der aufsichts­
rechtlichen Anforderungen bestimmte eigenkapitalähn­
liche Merkmale (z. B. fehlende Endfälligkeit, Möglichkeit 
der Herabschreibung). Dieser Ausgestaltung wird durch 
eine erhöhte Kuponzahlung Rechnung getragen, was die 
Dividendenkapazität der NATIONAL-BANK AG reduzieren 
kann. Mögliche finanzielle Nachteile einer Emission ohne 
Bezugsrechtsausschluss können gewichtiger als die poten­
zielle Beeinträchtigung der Dividendenkapazität sein, was 
Vorstand und Aufsichtsrat vor der Entscheidung über den 
Ausschluss des Bezugsrechts zu prüfen haben.

		�  Darüber hinaus sieht § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
bestimmten Voraussetzungen vor, dass das Bezugsrecht 
ausgeschlossen werden kann. Auch wenn diese Vorschrift 
über den erleichterten Bezugsrechtsausschluss auf eine 
Emission hybrider Schuldverschreibungen keine Anwen­
dung findet, kann aus ihr doch abgeleitet werden, dass 
die Marktbedürfnisse einen Ausschluss des Bezugsrechts 
rechtfertigen können, wenn den Aktionären durch die Art 
der Preisbildung, durch die der wirtschaftliche Wert eines 
Bezugsrechts nahe null liegen würde, kein oder nur ein 
unwesentlicher Nachteil entstehen würde. Daher verlangt 
die hier vorgeschlagene Ermächtigung zusätzlich, dass  
der Ausgabepreis (Verzinsung und Ausgabebetrag) der 
hybriden Schuldverschreibungen den zum Zeitpunkt  
der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen 
muss bzw. diese nicht wesentlich unterschreiten darf.  
Diese Vorgabe trägt ebenfalls dazu bei, dass die Aktionärs­
interessen geringstmöglich beeinträchtigt werden.
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4.	 Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge

	 Außerdem sind in dem Beschlussvorschlag zu Tages­
ordnungspunkt 5 Bezugsrechtsausschlüsse für Spitzen­
beträge vorgesehen. Diese ermöglichen bei Bezugsrechts­
emissionen die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung 
durch runde Beträge unter Beibehaltung eines glatten 
Bezugsverhältnisses und erleichtern die Abwicklung der  
Kapitalmaßnahme.

5.	 Zusammenfassung der Interessenabwägung 
 
Die Ermächtigung des Vorstandes, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie­
ßen, ist sachlich gerechtfertigt. Es liegt im Interesse der 
NATIONAL-BANK AG, dass sie bei Bedarf die Möglichkeit hat, 
sich zeitnah, flexibel und zu möglichst günstigen Markt­
konditionen – unter anderem aufgrund regulatorischer 
Eigenmittelanforderungen – Kapital zu beschaffen. 

	 Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ist angemessen 
und notwendig, weil es ohne Bezugsrechtsausschluss im 
Einzelfall ausgeschlossen sein könnte, Kapital schnell und  
zu günstigen Marktkonditionen aufzunehmen. 

	 Die Handlungsfreiheit des Vorstandes, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates das Bezugsrecht auszuschließen, dient 
daher der Verwirklichung der Unternehmensziele zum Wohle 
der NATIONAL-BANK AG, während auf der anderen Seite 
die potenzielle Beeinträchtigung der Aktionärsinteressen 
im Vergleich zu den erheblichen Transaktionsrisiken für 
die Gesellschaft ohne die Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts gering erscheint. Zusätzlich stellt die Ermächti­
gung in Anlehnung an die Vorschrift des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG auch sicher, dass die Ausgabe zu Kursen erfolgt, die die 
aktuellen Marktkonditionen nicht wesentlich unterschreiten, 
wodurch den Aktionären kein oder nur ein unwesentlicher 
Nachteil entsteht. Zusammenfassend ist daher bei Abwägung 
aller angeführten Umstände festzustellen, dass die Ermächti­
gung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß den beschriebenen  
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Vorgaben erforderlich, geeignet, angemessen und im  
überwiegenden Interesse der NATIONAL-BANK AG sachlich 
gerechtfertigt und geboten erscheint.

	 Der Vorstand wird die jeweiligen Gegebenheiten eingehend 
prüfen und bei der Ausgabe hybrider Schuldverschreibungen 
von der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nur 
Gebrauch machen, wenn dieser auch im konkreten Fall im 
wohlverstandenen Interesse der NATIONAL-BANK AG und 
ihrer Aktionäre gerechtfertigt sowie durch die betreffende 
Ermächtigung gedeckt ist. Auch der Aufsichtsrat wird vor  
Erteilung seiner Zustimmung prüfen, ob diese Vorausset­
zungen vorliegen.

	 Weitere Angaben zu den unter Tagesordnungspunkt 6  
zur Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten:

	 Nach Einschätzung des Aufsichtsrates bestehen zwischen 
den vorgeschlagenen Kandidaten und der NATIONAL-BANK AG, 
ihren Organen oder einem wesentlich an ihr beteiligten  
Aktionär keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen, 
die ein objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentschei­
dung als maßgeblich ansehen würde.

	 Eckhard Forst

 

	 Beruflicher Werdegang:

	 2016–2026	 NRW.BANK, Vorsitzender des Vorstandes

	 2006–2016	� Norddeutsche Landesbank Girozentrale,  
Mitglied des Vorstandes

	 1990–2006	 Deutsche Bank AG, diverse Positionen  
		  in Bielefeld, Düsseldorf, Paris
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	 Ausbildung

	 1987–1989	� Landgericht Düsseldorf,  
Juristischer Vorbereitungsdienst 

			   Abschluss: Zweites juristisches Staatsexamen

	 1981 –1986	� Universitäten Bonn und Lausanne,  
Studium der Rechtswissenschaften

			   Abschluss: Erstes juristisches Staatsexamen

	 1978–1980	� Deutsche Bank AG,  
Ausbildung zum Bankkaufmann

	 Besondere Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen  
für die Aufsichtsratstätigkeit bei der NATIONAL-BANK AG:

	 Eckhard Forst hat eine Ausbildung zum Bankkaufmann bei 
der Deutschen Bank absolviert und im Anschluss Rechts­
wissenschaften studiert. Nach dem juristischen Vorbereitungs­
dienst war er bei der Deutschen Bank unter anderem in  
der Rechtsabteilung sowie in der Firmen- und Großkunden­
betreuung tätig, bevor er 2000 als für das Firmenkunden­
geschäft zuständiger Managing Director zur Deutschen Bank 
in Paris wechselte. Seit 2003 war er Mitglied der Geschäfts­
leitung der Deutschen Bank in Bielefeld und hat als Managing 
Director den Bereich Corporate- und Investment-Banking ver­
antwortet. Von 2006 bis 2016 war er Mitglied des Vorstandes 
der Norddeutschen Landesbank Girozentrale (NORD/LB), wo 
er u. a. das Firmenkundengeschäft einschließlich Wohnungs­
wirtschaft und Agrar-Banking führte. Auch die Bereiche 
Structured Finance (Energie und Infrastruktur), Institutionelle 
Kunden sowie Gewerbliche Immobilienfinanzierung fielen in 
sein Ressort. Von 2016 bis zum 31. Januar 2026 war er Vor­
sitzender des Vorstandes der NRW.BANK mit den Ressorts 
Personal, Unternehmensentwicklung, Recht und Revision.

	 Eckhard Forst ist Honorarkonsul der Republik Frankreich. 
Zudem war er von 2019 bis 2025 Präsident des Bundes­
verbandes Öffentlicher Banken Deutschlands e. V.  
Sein Mandat als Aufsichtsratsvorsitzender der Portigon AG  
lief 2025 aus. 
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	 Eckhard Forst ist nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu  
bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- und aus­
ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen.

	 Raimund Röseler

 

	 Beruflicher Werdegang:

	 2011–2025		�  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs­
aufsicht, Exekutivdirektor Bankenaufsicht

	 2010–2011		�  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs­
aufsicht, Abteilungsleiter

	 2004–2010		�  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs­
aufsicht, Referatsleiter

	 1999–2004		�  AXA Bank AG, Bereichsleiter,
			�   AXA Konzern AG,  

Analyst Konzernentwicklung

	 1995–1999		�  Deutscher Sparkassen- und Giroverband, 
Referent

	 1989–1995		�  Bayerische Vereinsbank AG, Trainee,  
Wertpapierspezialist

	 Ausbildung

	 1983–1989		�  Universität Köln,  
Studium der Betriebswirtschaftslehre

			   Abschluss: Diplom-Kaufmann
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	 Besondere Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen  
für die Aufsichtsratstätigkeit bei der NATIONAL-BANK AG:

	 Raimund Röseler begann seinen beruflichen Werdegang nach 
dem Studium der Betriebswirtschaftslehre an der Universität zu 
Köln mit dem Abschluss Diplom-Kaufmann bei der Bayerischen 
Vereinsbank 1989 zunächst als Trainee, dann als Wertpapier­
spezialist, bevor er 1995 als Referent zum Deutschen Sparkassen-  
und Giroverband wechselte. Von 1999 bis 2004 war er in di­
versen Funktionen im AXA Konzern tätig, zunächst als Analyst in 
der Konzernentwicklung, anschließend als Bereichsleiter der 
AXA Bank. Im Jahr 2004 ist er in die Bundesanstalt für Finanz­
dienstleistungsaufsicht eingetreten, bis 2010 als Referatsleiter 
bzw. stellvertretender Abteilungsleiter „Risiko- und Finanz­
marktanalysen“, ab 2010 als Abteilungsleiter „Grundsatzfragen 
Versicherungsaufsicht“. Von 2011 bis 2025 hat er das Amt des 
Exekutivdirektors für den Geschäftsbereich Bankenaufsicht 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ausgeübt. 
Parallel war er Mitglied des Basel Committee on Banking 
Supervision, des Board of Supervisors der European Banking 
Authority sowie des Ausschusses für Finanzstabilität.

	 Raimund Röseler ist nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- und aus­
ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen.

	 Weitere Angaben zu dem unter Tagesordnungspunkt 7  
zur Wahl vorgeschlagenen Abschlussprüfer für das  
Geschäftsjahr 2026:

	 In der ordentlichen Hauptversammlung am 14. Mai 2025 
wurde die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschafts­
prüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2025 gewählt. Die PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüft den Jahres­
abschluss der NATIONAL-BANK AG seit dem Geschäftsjahr 
2024. Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer ist seit dem Ge­
schäftsjahr 2024 Pascal Vollmann.



16

TEILNAHME AN DER  
HAUPTVERSAMMLUNG  

Unterlagen 
 
Der Inhalt dieser Einberufung, die in Tagesordnungspunkt 1 
genannten Unterlagen und der Vorschlag des Vorstandes über 
die Verwendung des Bilanzgewinns liegen ab dem Zeitpunkt 
der Einberufung in den Geschäftsräumen unserer Zentrale zur 
Einsicht für unsere Aktionäre aus. Die genannten Unterlagen 
können auch während der Hauptversammlung vor Ort eingesehen 
werden.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts

Die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 
der Stimmrechte setzen voraus, dass Sie sich bei unserer 
NATIONAL-BANK AG anmelden. Die Anmeldung muss uns  
in Textform bis spätestens am Mittwoch, dem 6. Mai 2026, 
24:00 Uhr, unter der Adresse NATIONAL-BANK AG, Abteilung 
Services, Theaterplatz 8, 45127 Essen, oder per E-Mail an 
hauptversammlung@national-bank.de zugehen.

Daneben bieten wir Ihnen die Möglichkeit an, sich nach  
einer Registrierung online über unser Aktionärsportal anzu­
melden (www.national-bank.de → Auswahlbox „Direkteinstieg“ 
→ „Aktionärsportal“). Neben der Anmeldung ist ein Berechti­
gungsnachweis zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich. 
Dazu ist ein in Textform erstellter Nachweis des depotführenden 
Instituts über den Anteilsbesitz erforderlich. Der Nachweis muss 
sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptver­
sammlung („Nachweisstichtag“), also Dienstag, den 21. April 2026, 
24:00 Uhr, beziehen. Dieser Nachweis muss unserer NATIONAL-
BANK AG bis spätestens Mittwoch, dem 6. Mai 2026, 24:00 Uhr, 
unter der zuvor genannten Adresse zugehen.
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Bedeutung des Nachweisstichtags (Record Date)

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Um­
fang und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der 
Hauptversammlung. Im Verhältnis zu unserer NATIONAL-BANK AG  
gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die 
Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis 
erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang 
des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem 
Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Spätere Verkäufe oder Zu­
erwerbe von Aktien wirken sich hierauf nicht aus. Sie sind zulässig. 

Hinweise zum Datenschutz

Wenn Sie sich für unsere Hauptversammlung anmelden oder 
eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, erheben wir personen­
bezogene Daten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. 
Dies geschieht, um Ihnen die Ausübung Ihrer Rechte als Aktionär 
im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen.

Die NATIONAL-BANK AG verarbeitet Ihre Daten unter Beach­
tung der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum 
Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten und zu Ihren 
Rechten finden Sie unter www.national-bank.de → „Über uns“ 
→ „Hauptversammlung“. 

RECHTE DER AKTIONÄRE

Gegenanträge und Wahlvorschläge

Sie können uns Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und/
oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung 
sowie Wahlvorschläge übersenden. Von uns bekannt zu machende 
Gegenanträge müssen von Ihnen mit einer Begründung versehen  
werden. Richten Sie Ihre Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstigen 
Anfragen zur Hauptversammlung bitte an die NATIONAL-BANK AG,  
Abteilung Services, Theaterplatz 8, 45127 Essen. Eine Übermitt­
lung per E-Mail an hauptversammlung@national-bank.de ist 
ebenfalls möglich.
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Wir werden Ihre zugänglich zu machenden Gegenanträge  
und Wahlvorschläge mit Angabe Ihres Namens sowie bekannt 
zu machende Begründungen unter www.national-bank.de → 
„Über uns“ → „Hauptversammlung“ veröffentlichen. Dabei 
finden die bis Dienstag, den 28. April 2026, 24:00 Uhr, bei der 
oben genannten Adresse eingehenden Gegenanträge und Wahl­
vorschläge zu den Punkten der Tagesordnung Berücksichtigung. 
Eventuelle Stellungnahmen von Aufsichtsrat und Vorstand werden 
ebenfalls unter dieser Adresse elektronisch veröffentlicht.

Verfahren der Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Sie können Ihr Stimmrecht in unserer Hauptversammlung auch 
durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut  
(also auch durch die NATIONAL-BANK AG), eine Vereinigung von 
Aktionären oder eine andere Person Ihrer Wahl ausüben lassen. 
Auch in diesem Fall müssen Sie sich unter Vorlage des Nachweises 
des Anteilsbesitzes rechtzeitig anmelden.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der NATIONAL-BANK AG bedürfen 
der Textform, soweit sie nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärs­
vereinigung oder eine andere gesetzlich gleichgestellte Person 
oder Institution erteilt werden. Der Nachweis einer erteilten 
Bevollmächtigung kann zum Beispiel dadurch geführt werden, 
dass der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die 
Vollmacht an der Einlasskontrolle vorweist. Die Eintrittskarte,  
die Ihnen nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten 
Anmeldung zugeschickt wird, enthält ein Formular für die Erteilung 
einer Vollmacht. Bevollmächtigen Sie mehr als eine Person, so 
können wir einen oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärs­
vereinigungen oder anderen mit diesen gemäß den aktienrecht­
lichen Bestimmungen gleichgestellten Personen oder Instituti­
onen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Wenn Sie unsere 
NATIONAL-BANK AG bevollmächtigen möchten, verwenden  
Sie bitte das dieser Einberufung beigefügte Vollmachtsformular. 
Sie können uns auch elektronisch über unser Aktionärsportal 
eine Vollmacht sowie Weisungen erteilen.
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Auskunftsrecht

Jeder Aktionär hat auf Verlangen in der Hauptversammlung das 
Recht, vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten unserer 
NATIONAL-BANK AG zu erhalten, soweit diese zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen unserer NATIONAL-BANK AG zu 
einem verbundenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind  
in der Hauptversammlung geltend zu machen.

Essen, den 20. März 2026

DER VORSTAND

Dr. Thomas A. Lange                             Dr. Markus Guthoff

Dr. Sebastian Kuhlmann
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Informationen nach § 125 Abs. 1 AktG i. V. m. § 125 
Abs. 5 AktG, Art. 4 Abs. 1, Tabelle 3 des Anhangs 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212

Art der Angabe Beschreibung

A. Inhalt der Mitteilung

1.	� Eindeutige Kennung 
des Ereignisses 

Ordentliche Hauptversammlung 
der NATIONAL-BANK AG

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: GMETNAAG0526

2.	Art der Mitteilung § 125 Akt – Einberufung der Hauptversammlung

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: NEWM

B. Angaben zum Emittenten 

1.  ISIN ISIN DE0008081506

2.  Name des Emittenten NATIONAL-BANK AG

C. Angaben zur  Hauptversammlung 

1.  �Datum der  
Hauptversammlung 

13. Mai 2026

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20260513

2.  �Uhrzeit der  
Hauptversammlung 

10:00 Uhr (MESZ)

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20260513, 08:00 UTC

3.  �Art der  
Hauptversammlung 

Ordentliche Hauptversammlung

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: GMET

4.  �Ort der  
Hauptversammlung 

Philharmonie Essen, Huyssenallee 53, 45128 Essen

5.  �Aufzeichnungs­
datum 

21.04.2026, 24:00 Uhr (MESZ)

im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20260421, 22:00 UTC

6.  �Uniform Resource 
Locator (URL) 

www.national-bank.de/hauptversammlung2026


